
die für die Jnvaliditäts und Altersversicherung
schon jetzt zn beschaffenden Nachweiss

Noch dem Reichsgesctz betreffend die Jnvaliditäts und
Altersversicherung vom 22 Juni 1889 werden Invaliden
und Altersrenten erst nach Zurücklegung einer Wartezeit
gewährt Die Wartezeit beträgt für Invalidenrenten
5 für Altersrenten 30Beitragsjahre einBcitrags
jahr ist gleich 47 Beitragswochen d h Kalenderwochen
m denen die gesetzlichen Beiträge entrichtet worden sind
Hiernach würden Invalidenrenten erst nach Ablauf von
nahezu 5 Jahren Altersrenten erst nach Ablauf von nahezu
3V Jahren nach dem Inkrafttreten des Gesetzes bewilligt
werden können

Um jedoch die Wohlthaten des Gesetzes auch denjenigen
Personen zuzuwenden welche in den ersten fünf Jahren
invalide werden oder in den ersten dreißig Jahren das
7V Lebensjahr überschreiten sind Uebergangsbestimmungen
getroffen worden durch welche für diese Personen die
Wartezeit abgekürzt wird

Wer nämlich in der Zeit bevor das Gesetz in Kraft
getreten ist letzteres wird voraussichtlich am 1 Januar
1891 geschehen können in einer Beschäftigung gestanden
hat in welcher er Beiträge hätte entrichten müssen wenn
das Gesetz damals schon gegolten hätte soll ebenso be
handelt werden als ob er während dieser Zeit Beiträge
entrichtet hätte und das Gleiche gilt für diejenigen welche
durch Krankheit oder militärische Dienstleistungen an der
Fortsetzung einer solchen Beschäftigung verhindert worden
sind

Hierüber müssen aber Nachweis geliefert werden Wer sich
die aus den Uebergangsbestimmungen folgenden Vergünstig

ungen sichern will muß daher rechtzeitig dafür Sorge
tragen daß er diese Nachweise liefern kann und es ist
Vorsorge dafür getroffen daß die Bescheinigungen durch
welche diese Nachweise erbracht werden sollen schon jetzt
beschafft werden können

Aus dem Nachfolgenden kann sich jedermann unterrich
ten sür welch Nachweise er zu sorgen hat und auf welche
Weise er sich d lben verschaffen kann

I Eine Bejch ng Arbeits oder Dienstverhältniß
welche nach dem Gesetz die Versicherungspflicht mit der
Verpflichtung Beiträge zu entrichten begründet liegt dann
vor wenn es sich handelt

um eine gegen Lohn oder Gehalt nicht blos gegen freien
Unterhalt gewährte Beschäftigung

als Arbeiter Gehülfe Geselle Lehrling oder Dienst
böte

als Person der Schiffsbesatzung deutscher Seefahr
zeuge oder von Fahrzeugen der Binnenschiffahrt

als Betriebsbeamter HZndlungsgehnlfe oder Hand
lungslehrling hier jedoch nur dann wenn der regel
mäßige Jahresarbeitsverdienst an Lohn oder Gehalt
2000 Mk nicht übersteigt
II Die Nachweise welche für die Zeit vor dem Inkraft

treten des Gesetzes zur Sicherung von Invaliden oder
An erenten von Wichtigkeit werden können sind folgende

1 Der Nachweis über die Dauer jeder unter Ziffer I
fallenden Beschäftigung welche in der Zeit nach dem
I Januar 1886 schon von diesem Zeitpunkt ab können
derartige Nachweise möglicherweise nützlich sein oder
doch vom November 1886 ab bis zu dem Tage mit
welchem das Gesetz demnächst in Kraft treten wird aus
geübt worden ist weil hiervon der Anspruch auf Invaliden
oder Altersrenten abhängig sein kann

2 in solchen Fällen in denen die Beschäftigung in
einem festen Arbeits oder Dienstverhältniß zu einem be
stimmten Arbeitgeber bestanden hat aber zeitweise unter
brochen und demnächst wieder aufgenommen worden ist
ein besonderer Nachweis auch über die Dauer dieser Unter
brechung weil die letztere wenn sie nur nicht über 4
Monate im Jahr betragen hat als Beschäftigungszeit
mitgerechnet wird Diese Bestimmung kommt insbesondere
den sogenannten Saisonarbeitern zu statten d h solchen
Personen deren Beschäftignng wie z B diejenige der
Maurer Winzer u a ihrer Natur nach in gewissen
Zeiten des Jahres Unterbrechungen erleiden Stehen
solche Personen zu bestimmten Arbeitgebern in festem Ar
beitsverhältniffe so daß sie nach solchen Unterbrechungen
regelmäßig in die Arbeit bei ihm zurückkehren so werden
diese Zwischenzeiten soweit sie im Jahr nicht über 4 Mo
nate betragen haben und nicht durch anderweite Lohnarbeit
ausgefüllt worden sind als Beschäftigungszeit mitgerechnet

Wichtig sind ferner
3 Für alle diejenigen Personen welche am 1 Januar

1890 das 59 Lebensjahr schon zurückgelegt haben Nach
weise über die Höhe des Lohnes welchen sie in ihren ver
schiedenen Arbeits oder Dienstverhältnissen seit dem 1
Januar 1888 bezogen haben weil von der durchschnitt
lichen Höhe dieses Lohnes für sie die Höhe der Alters
rente abhängt

4 Nachweise über die Dauer jeder mit Erwerbsunfähig
keit verbundenen Krankheit dnrch welche jemand nach dem
1 Januar 1886 oder doch November 1886 verhindert
worden ist eine berufsmäßige Beschäftigung der unter
Ziffer I gedachten Alt welche er damals nicht lediglich
vorübergehend aufgenommen hatte fortzusetzen wenn eine
solche Krankheit mindkstens 7 auf einander folgende Tage
gedauert hat Ausgenommen sind jedoch solche Krank
heiten welche der Betheiligte sich vorsätzlich oder bei Be
gehung eines durch strafgerichtliches Urtheil festgestellten
Verbrechens durch schuldhafte Betheiligung bei Schläge
reien oder Raushändcln durch Trunksälligkeit oder durch
geschlechtliche Ausschweifungen zugezogen hat denn der
artige Krankheiten gelten niemals als Beitragszeit

5 Nachweise über jede militärische Dienstleistung im
Heere oder in der Marine zu welcher jemand nach dem
1 Januar 1886 oder doch November 1886 behufs Er
füllung der Wehrpflicht herangezogen ist wenn er durch
dieselbe verhindert worden ist eine berufsmäßige Beschäf
tigung der unter Ziffer I gedachten Art welche er damals
nicht lediglich vorübergehend aufgenommen hatte fortzu
setzen

Von diesen Nachweisen sollen diejenigen über militärische
Dienstleistungen 5 durch die Militärpapiere geführt werden
Die übrigen Nachweise müssen in der Regel durch beson
dere Bescheinigungen geführt werden welche gebühren und
stcmpelfrei sind und die sich zedermann ohne große Mühe
ausstellen lassen kann Dies ergiebt sich aus Folgendem

Zu 1 Der Nachweis einer Versicherungspflichtigen Be
schäftigung vergl Z ffer I und ihrer Dauer kann auf
zweierlei Weife geführt werden

entweder durch eine Bescheinigung der unteren Ver
waltungsbehörde desjenigen Orts an welchem die Be
schäftigung stattgefunden hat in Halle des zuständigen
Polizei Reviers

oder durch Bescheinigungen des betreffenden Arbeit
gebers welche aber von einer öffentlichen Behörde be
glaubigt sein müssen
Wer in der ganzen Zeit über welche er Nachweise bei

bringen will nur bei einem Arbeitgeber oder bei wenigen
beschäftigt gewesen ist braucht sich nur von diesem Arbeit
geber oder wenn es mehrere sind von jedem derselben
eine Bescheinigung in welcher Anfang und Ende der Be
schäftigung bei ihm nach dem Datum angegeben find aus
stellen und die Unterschrift von dem Polizeirevier beglau
bigen zu lassen

Hat jemand aber in der Zeit über welche er Nachweise
haben will bei einer größeren Zahl von Arbeitgebern in
Beschäftigung gestanden so wird er wohl thun die Be
scheinigungen sämmtlicher Arbeitgeber dem Polizeireviere
vorzulegen und sich von diesem eine Bescheinigung über
sämmtliche Arbeitsverhältnisse in welchen er gestanden hat
geben zu lassen Er braucht dann statt der mehreren Be
scheinigungen der Arbeitgeber nur die e ne des Polizei
reviers aufzubewahren Ebenso wird zu verfahren sein
wenn der Arbeitgeber oder die Arbeitgeber bei welchen
jemand in Arbeit gestanden hat nicht mehr leben oder
sonst behindert sind ihrerseits eine Bescheinigung auszu
stellen das Arbeitsverhältniß aber der Behörde bekannt
ist oder aas irgend eine Art nachgewiesen werden kann

Zu 2 und 3 Diese Nachweise werden zweckmäßig ebenso
geführt wie diejenigen unter 1

Zu 4 Ueber die Dauer einer Krankheit Ziffer 4
während welcher der Erkrankte von einer Orts Betriebs
Fabrik Bau Jnnungs Krankenkasse von einer Knapp

schaftskasse aus der Gemeindekrankenversicherung von einer
eingeschriebenen oder einer auf Grund landesrechtlicher
Vorschriften errichteten Hülfskasse Krankcnunterstützung be
zogen hat hat der Kassenvorstand Bescheinigungen auszu
stellen sür diejenige Zeit aber welche über die Dauer der
von der betreffenden Kasse zu gewährenden Krankenunter
stützung hinausreicht sowie sür diejenigen Erkrankten welche
einer derartigen Kasse während ihrer Krankheit nicht an
gehört haben erfolgt die Bescheinigung durch den Ge
meindevorstand Für die in Reichs und Staatsbetrieben
beschäftigten Personen können diese Bescheinigungen auch
durch die vorgesetzte Dienstbehörde ausgestellt werden

Es wird daher allen Personen welche eine Beschäftigung
der in Ziffer I aufgeführten Art gegenwärtig ausüben

in ihrem eigenen Interesse dringend empfohlen für die
baldige Beschaffung und sorg ältige Aufbewahrung der
unter Ziffer II bezeichneten Nachweise Sorge zu tragen

Anweisung
zur

Ausführung der M Z8 138 156 bis 161 des
Reichsgesetzes betreffend die Jnvaliditäts nnd
und Altersversicherung vom SS Jnni 188S

Vom 20 Ftbruar 1890
Zur Ausführung der KZ 18 138 156 bis 161 des

Reichsgesetzes betreffend die Jnvaliditäts und Altersver
sicherung vom 22 Juni 1889 Reichs Gesetzbl S 97
wird unter Hinweisung auf die Kaiserliche Verordnung
vom 30 Dezember 1889 Reichs Gesetzbl 1890 S 1
und unter Vorbehalt weiterer Anordnungen Folgendes
bestimmt

Untere Verwaltungsbehörden und
Gemeindebehörden

1 Untere Verwaltungsbehörden im Sinne des Z 161
a a O sind die Ortspolizeibehörden sowie die Vorstände
der Gemeinden und der selbstständigen Gutsbezirke

Gemeindebehörden im Sinne des Z 18 a a O
sind die Vorstände der Gemeinden und der felbstständigen
Gutsbezirke

In denjenigen Gemeinden welche für die Verwaltung
der Ortspolizei oder sür die Gemeindeverwaltung in be
sondere örtliche Bezirke Polizeireviere Distrikte e
getheilt worden sind gellen als untere Verwaltungs
behörden und Gemeindebehörden die Vorstände
dieser Bezirke

Bildet der Gemeindevorstavd ein Kollegium so darf er
zur Ausstellung der Bescheinigungen nnd Beglaubigungen
Ziffer 2 ff Kommissare bestellen

Nachweise über Arbeitszeit Arbeitslohn
Unterbrechungen eines ständigen Arbeits oder

Dienstverhältnisses
I Bescheinigungen

2 Auf Antrag solcher Personen welche ein unter 1
a a O fallendes Arbeits oder Dienstverhältniß eine
Beschäftigung als Arbeiter Gehülfe Geselle Lehrling
Dienstbote Betriebsbeamter Handlungsgehülfe oder Hand
lungslehrling ausschließlich der in Apotheken beschäf
tigten Gehülfen und Lehrlinge als Person der Besatz
ung deutscher Seefahrzeuge oder von Fahrzeugen der
Binnenschifffahrt nachweisen wollen haben die unteren
Verwaltungsbehörden Ziffer 1 für die Zeit vor dem
völligen Inkrafttreten des Gesetzes Bescheinigungen aus
zustellen

s über das Datum des Beginnes und das Datum
der Beendigung derjenigen Zeiträume während welcher der
Antragsteller seit dem 1 Januar 1886 in einer Beschäf
tigung einem Arbeits oder Dienstverhältniß der vorer
wähnten Art thatsächlich gestanden hat

b bei solchen Personen welche seit dem 1 Januar
1886 etn mit einem bestimmten Arbeitgeber eingegangenes

Arbeits oder Dienstverhältniß zeitweise unterbrochen haben
um dasselbe später fortzusetzen über das Datum des Be
ginns und das Datum der Beendigung desjenigen Zeit
raumes welcher zwischen der Unterbrechung und der dem
nächstigen Wiederaufnahme dieses Arbeits oder Dienst
verhältnisses l egt soweit während dieses Zeitraums eine
andere unter Z 1 a a O fallende Beschäftigung aufge
nommen wurde ist die letztere unter Angabe des Beginns
und der Beendigung in die Bescheinigung aufzunehmen

e bei solchen Personen welche am 1 Januar 1890
das 59 Lebensjahr vollendet hatten über die Höhe des
Gehalts oder Lohnes welchen der Antragsteller seit dem
1 Januar 1888 während jeder einzelnen Beschäftigung
als Arbeiter Dienstbote u s w für den Tag die Woche
oder den Monat thatsächlich bezogen hat Wurde Ge
halt oder Arbeitslohn zum Theil in Naturalbezügen
Wohnung Feuerung Kleidung u s w gewährt so ist

deren Durchschnittswerth neben 5 cn in baarem Gelde ge
währten Bezügen anzugeben Bei Ermittelung dieser
Durchschnittswerthe sind die hierüber etwa bestehenden
amtlichen Festsetzungen zu Grunde zu legen

Handelt es sich um die Beschäftigung als Seemann
auf deutschen Seefahrzeugen fo tritt an die Stelle der
unteren Verwaltungsbehörde im Jnlande das Secmanns
amt des Heimathhafens des betreffenden Schiffs 136
Absatz 4 a a O

3 Auf Antrag einer Versicherungsanstall ZZ 41 ff
a a O sind Bescheinigungen auch über den Beginn und
die Beendigung solcher Beschäftigungen Arbeits oder
Dienstverhältnisse auszustellen welche seit dem 1 Januar
1876 bestanden haben und ebenso auch für die Zeit nach
dem völligen Inkrafttreten des Gesetzes

4 Die Ausstellung der Bescheinigungen darf nur er
solgenZ soweit die Thatsachen deren Bescheinigung bean
tragt wird der ersuchten Stelle amtlich bekannt oder
glaubhaft nachgewiesen sind Zu einem glaubhaften Nach
weis ist in der Regel die Vorlegung von Dienst oder
Beschäftigungszeugnissen oder eine zuverlässige Auskunft
des Arbeitgebers für ausreichend zu erachten

Die Ausstellung der Bescheinigungen ist abzulehnen
soweit es sich um die Beschäftigung an einem Ort han
delt welcher nicht zu demjenigen Bezirk gehört über wel
chen sich örtlich die Zuständigkeit der ersuchten Stelle er
streckt Die Ausstellung der Bescheinigungen ist ferner
abzulehnen

s soweit es sich um eine Beschäftigung zu einer Zeit
handelt in welcher der Antragsteller Beamter des Reichs
oder eines Bundesstaates oder ein mit Pensionsberech
tigung angestellter Beamter eines Kommunalverbandes
war oder in welcher er zu den Personen des Soldaten
standes gehörte und dienstlich als Arbeiter beschäftigt
wurde

d soweit sich ergiebt daß für die Beschäftigung kein
Lohn oder Gehalt oder nur freier Unterhalt gewährt
worden ist bei Betriebsbeamten Handlungsgehülfen und
Handlungslehrlingen aber auch insoweit als sich ergiebt
daß deren regelmäßiger Jahresarbeilsverdienst an Lohn
oder Gehalt den Betrag von 2000 Mk jährlich über
stiegen hat

Die vorstehend bezeichneten Thatsachen muß die um
Bescheinigung ersuchte Stelle berücksichtigen soweit sie ihr
amtlich bekannt sind Im Uebrigen ist die ersuchte Stelle
zwar berechtigt aber nicht verpflichtet von Amtswegen
festzustellen inwieweit eine der vorstehend bezeichneten die
Ausstellung der Bescheinigung ausschließenden Thatsachen
vorliegt oder nicht

II Beglaubigungen
5 Auf Antrag eines Arbeiters Dienstboten zc Ziffer

2 oder auf Antrag eines Arbeitgebers oder einer Ver
sicherungsanstalt Z ffer 3 haben die unteren Verwaltungs
behörden Ziffer 1 Bescheinigungen der Arbeitgeber zu
beglaubigen sofern diese Bescheinigungen sich beziehen auf
die Dauer einer Beschäftigung eines Arbeits oder Dienst
Verhältnisses als Arbeiter Dienstbote zc Ziffer 2 auf
die Höhe des dabei bezogenen Lohnes oder aus die Dauer
der Unterbrechung des zwischen dem betreffenden Arbeit
geber und dem betreffenden Arbeiter zc begründeten stän
digen Arbeits oder Dienstverhältnisses

Die Beglaubigung erstreckt sich nur auf die Unterschrift
des bescheinigenden Arbeitgebers und darf nur ausgestellt
werden wenn diese Unterschrift vor der um Beglaubigung
ersuchten Stelle vollzogen oder ihre Richtigkeit anderweit
festgestellt worden ist Soweit der um Beglaubigung er
suchten unteren Verwaltungsbehörde mit Rücksicht auf die
in der Bescheinigung des Arbeitgebers enthaltenen Anga
ben Thatsachen der unter Ziffer 4 Absatz 2 zu a oder d
aufgeführten Art amtlich bekannt sind sind diese That
sachen bei der Beglaubigung anzugeben

6 Bei Bescheinigungen welche von einer Reichs Staats
Kommunal oder anderen öffentlichen Behörde für die von
diefen Behörden als Arbeitgeber beschäftigten Personen
ausgestellt werden gilt die Beidrückung des Dienstsiegels
dieser Behörde als Beglaubigung im Sinne des 161
a a O Einer wetteren Beglaubigung durch untere Ver
waltungs oder andere Behörden bedürfen die Bescheinig
ungen solcher Arbeitgeber nicht

Nachweise über Krankheiten
7 Auf Antrag von Arbeitern Dienstboten zc Ziffer 2

haben die Vorstände derjenigen Orts Betriebs Fabrik
Bau Jnnungs Krankenkassen Knappschaftskassen einge
schriebenen oder auf Grund landesherrlicher Vorschriften
errichteten Hülfskassen oder von Gemeindekrankenversicher
ungen welchen die Antragsteller zur Zeit einer Erkrankung
angehört haben Bescheinigungen über die Dauer der Krank
heit soweit sie nicht über die Dauer der von der Kranken
kasse zu gewährenden Krankenunterstützung hinausreicht zu
ertheilen Die gleiche Verpflichtung liegt rücksichtlich solcher
Personen welche zur Zeit der Erkrankung einer der be
zeichneten Krankenkassen oder der Geweindekranken Ver
sicherung nicht angehört haben sowie für die Dauer einer
Krankheit welche über die Dauer der von den betreffenden
Kassen zu gewährenden Krankenunterstützung hinausreicht
der Gemeindebehörde Ziffer 1 desjenigen Ortes ob an
welchem der Erkrankte während der Krankheit seinen Wohn

i
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Staatsbetrieben beschäftigten Personen können diese Be
scheinigungen auch durch die vorgesetzte Dienstbehörde aus
gestellt werden

8 Die Bescheinigung einer Krankheit erfolgt nur für
die Zeit vom 1 Januar 1886 ab Sie hat dahin zu
lauten daß der Betheiliqte während des mit dem Datum
des Beginns und dem Datum der Beendigung zu bezeich
nenden Zeitraums an einer mit Erwerbsunfähigkeit ver
bundenen Krankheit gelitten bat

9 Die Ausstellung der Bescheinigung darf nur erfolgen
soweit die Thatsachen deren Bescheinigung beantragt wird
der ersuchten Stelle amtlich bekannt oder glaubhast nach
gewiesen sind Sie ist zu versagen

wenn die Dauer der Krankheit und der mit derselben
verbundenen Erwerbsunfähigkeit einen Zeitraum von
weniger als sieben aufeinander folgenden Tagen um
faßr hat

b wenn der Erkrankte sich die Krankheit vorsätzlich oder
bei Begehung eines durch strasgerichtliches Urtheil
festgestellten Verbrechens durch schuldhafte Bethei
ligung bei Schlägereien oder Raufhändeln durch
Trunkfälligkeit oder durch geschlechtliche Ausschweif
ungen zugezogen hat

Die Vorschrift der Ziffer 4 Absatz 3 findet auch
hier Anwendung

V Gemeinsames
10 Für die Zeit vor Vollendung des 16 Lebensjahres

werden Bescheinigungen oder Beglaubigungen nicht ertheilt
11 Die Bescheinigungen und Beglaubigungen sind unter

Angabe des Orts und des Datums auszustellen und von
der ausstellenden Person unter Angabe der Eigenschaft
tn welcher sie die Ausstellung vornimmt sowie unter Be
drückung des Dienstsiegels zu unterzeichnen

12 Für die Bescheinigungen wird die Verwendung der
nachstehenden Formulare empfohlen

13 Beschwerden über die Verweigerung von Bescheinig
ungen oder Beglaubigungen oder über den Inhalt einer
ertheilten Bescheinigung sind an die der ersuchten Stelle
unmittelbar vorgesetzte Aufsichtsbehörde zu richten Diese
entscheidet endgültig

14 Schreib oder sonstige Gebühren Stempel oder
Abgaben irgend welcher Art dürfen für Ausstellung der
Bescheinigungen oder Beglaubigungen sowie für die hierbei
entstehenden Verhandlungen nicht erhoben werden

Berlin 20 Februar 1890
Der Minister der öffentlichen Arbeite

v Maybach
Der Minister für Landwirthschaft Domänen

und Forsten
Dr Frhr Lucius v Ballhausen

Der Ministsr des Innern
Herrfnrth

Der Minister für Handel und Gewerbe
Frhr v Berlepfch

Es wird empfohlen dafür Sorge zu tragen daß diese
Formulare aus Druckereien Buchhandlungen c leicht bezogen
werden können

H Arbeitsbescheinigung der unteren
Verwaltungsbehörde

Auf Grund der HZ 156 bis 161 des Neichsgesetzes
betreffend die Jnvaliditäts und Altersversicherung vom
22 Juni 1889 Reichs Gesetzbl S 97 wird hierdurch
bescheinigt daß

Vor und Franz Bauer wohnhaft in Hofstatt
Zuname geboren im Jahre 1830 zu Ncugut Kreis Pleß
Wohnort j Provinz Schlesien

in dem Bezirk der unterzeichneten unteren Verwaltungsbehörde

a während folgender Zeiträume
1 vom 1 Oktober 1886 bis einschl 10 Februar 1888

als Fabrikarbeiter
2 vom 1 März 1888 bis einschl 30 November 1889

als Schlossergesell
3 vom 15 Dezember 1889 bis einschl 10 April 1890

als Straßenarbeiter
im Arbeits Dienst Verhältniß in Beschäftigung ge
standen hat

b während des Zeitraums
vom 1 April 1887 bis einschl 1 November 1889

bei dem Maurermeister Steinberg
als Maurerpolier

in ständigem Arbeits Dienst Verhältniß gestanden
hat welches im Laufe dieses Zeitraums unterbrochen
worden ist

vom 13 Dezember 1887 bis einschl 17 Januar 1888
vom 1 Dezember 1888 bis einschl 2 Januar 1889
vom 7 Januar 1889 bis einschl 17 Januar 1889

o während dieser Beschäftigung hat er an Lohn er
halten

aä 1 täglich wöchentlich 15 Mark
monatlich

aä 2 täglich wöchentlich
monatlich 50 Mk einschl freier Sta
tion im Durchschnittswerth von mo
natlich 35 Mk

aä 3 täglich 1 M 50 Pfg wöchentlich
monatlich

Thatsachen welche nach Ziffer 4 Absatz 2 zu a oder b
der Ausführungsanweifung vom 20 Februar 1890f die
Ausstellung der Bescheinigung verhindern sind nicht zur
amtlichen Kenntniß der unterzeichneten Behörde gelangt

Seeburg den 19 April 1890
Der Magistrat

Ii 8 Unterschrift

Das nicht
Zutreffende zu
dm chstreichen

Untere Verwaltungsbehörde ist der Gemeinde Distrekts e
Vorstand oder die Ortspolizeibehörde Amtsvorsteher Revier
vorsteher c Bei Beschäftigung von Seeleuten auf deutschen
Seefahrzeugen tritt an die Stelle der unteren Verwaltungsbe
hörde im Jnlande das Seemannsamt des Heimathhafens des
betreffenden Schiffs

Nur dann auszufüllen wenn die Dauer der zeitweise Unter
brechung eines mit einem bestimmten Arbeitgeber eingegangenen
nach der Unterbrechung wieder aufgenommenen Arbeits Dienst
Verhältnisses bescheinigt werden soll

Nur dann auszufüllen wenn der betreffende Arbeiter am
1 Januar 1890 das 53 Lebensjahr schon vollendet hat

i Siehe Rückseite
Anmerkungen 1 Die Bescheinigung erfolgt nur für die Zeit

vom 1 Januar 1886 ab und nicht für die Zeit vor vollendetem
16 Lebensjahre

2 Die Ausstellung der Bescheinigung erfolgt gebühren und
stempelfrei

Rückseite
Ziffer 4 Absatz 2 zu s und b der Ausführungsan

weisung vom 20 Februar 1890 lautet
Die Ausstellung der Bescheinigung ist abzulehnen

s soweit es sich um eine Beschäftigung zu einer Zeit
handelt in welcher der Amr igsteller Beamter des
Reichs oder eines Bundesstaales oder ein mit Pen
sionsberechtigung angestellter Bcamter eines Kommu
nalverbandes war oder in welcher er zu den Per
sonen des Soldatenstandes gehörte und dienstlich als
Arbeiter beschäftigt wurde

b soweit sich ergiebt daß für die Beschäftigung kein
Lshn oder Gehalt oder nur freier Unterhalt gewährt
worden ist bei Betriebsbeamten Handlungsgehülfen
und Handlungslehrlingen aber auch insoweit als sich
ergiebt daß deren regelmäßiger Jahresarbeitsver
dienst an Lohn oder Gehalt 2000 Mark jährlich
überstiegen hat

S Beglaubigte Arbeitsbescheinigung des
Arbeitgebers

Auf Grund der ZZ 156 bis 161 des Neichsgesetzes
betreffend die Jnvalidiläts und Altersversicherung vom
22 Juni 1889 Reichs Gektzbl S 97 wird hierdurch
bescheinigt daß
Vor u Zuname Adolph Lange wohnhaft in Staden

Wohnort geboren im Jahre 1829 zu Berlin Kreis
Provinz

während des Zeitraums
vom 27 November 1886
bis einschl 1 April 1890

als Ziegelbrenner
bei dem Unterzeichneten in festem Arbeits Dienst Ver
hältniß gestanden hat welches während dieses Zeitraums
unterbrochen worden ist

vom 10 November 1887 bis einschl 15 Januar 1888
vom 1 Dezember 1889 bis einschl 5 Januar 1890

beschäftigt gewesen ist

Das nicht Zu An Lohn hat Lange bei dem Unterzeich
treffende zu neun täglich wöchentlich mo

durchstreichen 45 Mk und für die überschießenden
Tage 1 Mk 50 Pf täglich erhalten

Staden den 4 April 1890
Unterschrist des Arbeitgebers

Feurig
Ziegeleibesitzer

Vorstehende Unterfchrift des Ziegeleibesitzers Feurig zu
Staden wird hierdurch beglaubigt

Staden den 4 April 1890
Der Gemeinden orstand

1 8 Unterschrift
Die Beglaubigung erfolgt durch eine öffentliche Behörde

unter Beiorückung des Dienstsiegels Verpflichtet zur Beglau
bigung ist die Ortspoüzeibehölde und der Gemeinde Distrikts
Vorstand des Beschäftigungsart

Nur dann auszufüllen wenn die Dauer der zeitweisen
Unterbrechung eines mit einem bestimmten Arbeitgeber einge
gangenen nach der Unterbrechung wieder aufgenommenen Ar
beits Dienst Verhältnisses bescheinigt werden soll

Nur dann auszufallen wenn der betreffende Arbeiter
am 1 Januar 1890 das 69 Lebensjahr schon vollendet hat

Anmerkungen 1 Die Bescheinigung erfolgt nur für die Zeit
vom I Januar 1836 ab und nicht ür die Zeü vor vollendetem
16 Lebensjahre

2 Die Ausstellung der Bescheinigung und die Beglaubigung
der Unterschrift des Ausstellers erfolgt gebühren und stempelfrei

KranZheitsbeschsinigung von Kranken
kassen

Auf Grund der ZZ 17 18 158 des Reichsgesetzes be
treffend die Jnvaliditäts und Altersversicherung vom
22 Juni 1889 Reichs Gesetzbl S 97 wird hierdurch
bescheinigt daß
Vor und Zu der Schäfer Ernst Krause wohnhaft in
name Beruf Oberdorf geboren im Jahre 1855 zu Stettin
Wohnort Kreis Provinz Pommern

während er der unterzeichneten Krankenkasse Gemeinde
krankenversicherung angehörte in der Zeit

vom 10 Juli 1889
bis einschließlich 21 August 1889

an einer mit Erwerbsunfähigkeit verbundenen Krankheit
gelitten hat

Der unterzeichneten Stelle ist amtlich nichts davon
bekannt geworden daß der Erkrankte sich die Krankheit
vorsätzlich oder bei Begehung eines durch strafgerichtliches
Urtheil festgestellten Verbrechens durch schuldhafte Bethei
ligung bei Schlägereien oder Raufhändeln durch Trunk
fälligkeit oder durch geschlechtliche Ausschweifungen zuge
zogen hat

Zu der Annahme daß der Erkrankte vor dem Beginn
der Krankheit in eine berufsmäßige Lohnarbeit überhaupt
nicht oder nur lediglich vorübergehend eingetreten gewesen
ist oder daß er nicht durch die Krankheit verhindert worden
ist diese Lohnarbeit fortzusetzen oder daß diese Lohnarbeit
unter Ziffer 4 Absatz 2 zu a oder d der Ausführungs
anweisung vom 20 Februar 1890 gefallen ist hat die
unterzeichnete Stelle keinen Grund f insofern Grund
als die Thatsache bekannt ist daß

Braunsdorf den 20 Mai 1890
Die Allgemeine Ortskrankenkasse

I 8 Unterschrift
Die Krankheitsbescheinigung ist auszustellen

a für Mitglieder einer Krankenkasse einschl Gemeinde
krankenversicherung und Hülfskassen für die Zeit in
welcher sie von derselben Krankenunterstützung erhalten
haben

von dem Kassenvorstande
K für die Zeit welche über die Dauer der Krankenunter

stützung hinausreicht sowie für Personen welche einer
derartigen Kasse nicht angehört haben

von der Gemeindebehörde

Wenn Thatsachen der hier bezeichneten Art amtlich be
kannt sind muß die Ausstellung der Bescheinigung abgelehnt
werden

Siehe Rückseite
1 Das nicht Zutreffende ist zu durchstreichen
Anmerkungen 1 Die Bescheinigung erfolgt nur für Krank

heiten welche in die Zeit vom 1 Januar 1886 ab fallen und
nicht für die Zeit vor vollendetem 16 Lebensjahre

2 Die Ausstellung der Bescheinigung erfolgt gebühren und
stempelirei

Rückseite
Affer 4 Absatz 2 zu a und b der Ausführungsanweis

ung vom 20 Februar 1890 lautet
Eine Beschäftigung Lohnarbeit ist nicht anzurechnen,

a soweit es sich um eine Beschäftigung zu einer Zeit
handelt in welcher der Antragsteller Beamter des
Reichs oder eines Bundesstaates oder ein mit Pen
sionsberechtigung angestellter Beamter eines Kom
nmnaloerbandes war oder in welcher er zu den Per
sonen des Soldatenstandes gehörte und dienstlich als
Arbeiter beschäftigt wurde

b soweit sich ergiebt daß kür die Beschäftigung kein
Lohn oder Gehalt oder nur freier Unterhalt gewährt
worden ist bet Betriebsbeamten Handlungsgehülfen
und Handlungslehrlingen aber auch infoweit als sich
ergiebt daß deren regilmäßiger Jahresarbeitsverdienst
an Lohn oser Gehalt den Betrag von 2000 Mark
jährlich überstiegen hgt

ß W Krankheitsbescheinigung von Gemeindebe
hörden

Auf Grund der ZZ 17 18 158 des Neichsgesetzes
betreffend die Jnvaliditäts und Altersversicherung vom
22 Juni 1889 Reichs Gesetzbl S 97 wird hierdurch
bescheinigt daß

i der Lohnkutscher Hermann Binder wohn
hast in Braunshof

WobiMtt geboren im Jahr 1855 zu Feld Kreis Er
j furt Provinz Sachsen

welcher einer Krankenkasse nicht angehörte hierselbst
f nachdem er bereits während der

Dauer der von oer allgemeinen Orts Krankenkasse Hier
selbst welcher er Angehörte zu gewährenden Krankenunter
stützung krank gewesen war Hierselbst noch ferner
in der Zeit

vom 15 Dezember 1889
bis einschließlich 20 Januar 1890

an einer mit Erwerbsunfähigkeit verbundenen Krankheit
gelitten hat

Der unterzeichneten Stelle ist amtlich nichts davon i
bekannt geworden daß der Erkrankte sich die Krankheit
vorsätzlich oder bei Begehung eines durch strafgerichtliches
Urtheil festgestellten Verbrechens durch fchuldhafte Be
theiligung bei Schlägereien oder Raufhändeln durch Trunk
fälligkeit oder durch geschlechtliche Ausschweifungen zuge
zogen Hai

Zu der Annahme daß der Erkrankte vor dem Beginn
der Krankheit in eine berufsmäßige Lohnarbeit überhaupt
nicht oder nur lediglich vorübergehend eingetreten gewesen
ist oder daß er nicht durch die Krankheit verhindert wor
den ist diese Lohnarbeit fortzusetzen oder daß diese Lohn
arbeit unter Ziffer 4 Absatz 2 zu s oder b der Aus
sührungsanweisung vom 20 Februar 1890 gefallen
ist hat die unterzeichnete Slelle keinen Grund j in
sofern Grund als die Thatsache bekannt ist daß

Braunshof den 15 Februar 1890
Der Gemeindevorstand

I 8 Unterschrift
Die Krankheitsbeschehligung ist auszustellen

a für Mitglieder einer Krankenkasse einschl Gemeinde
kraiikeuversicheriing und Hüliskaffen für die Zeit tn
welcher sie von derselben Krankenunterstützung erhalten
haben

von dem Kassenvorstande
b für die Zeit welche über die Dauer der Krankenunter

stützung hinausreicht sowie für Personen welche einer
derartigen Kasse nicht angehört haben

von der Gemeindebehörde
f Das nicht Zutreffende ist durchzustreichen

Wenn Thatsachen der hier bezeichneten Art amtlich be
kannt sind muß die Ausstellung der Bescheinigung abgelehnt
werden

Siehe Rückseite
s Das nicht Zutreffende ist durchzustreichen
Anmerkungen 1 Die Bescheinigung erfolgt nur für Krank

heiten welche m die Zeit vom 1 Januar
1886 ad fallen und nicht für die Zeit vor
vollendetem 16 Lebensjahre

2 Die Ausstellung der Bescheinigung erfolgt
gebühren und stempelfrei

Rückseite
Ziffer 4 Absatz 2 zu a und b der Ausführungsan

wcisung vom 20 Februar 1890 lautet
Eine Beschäftigung Lohnarbeit ist nicht anzurechnen,

a soweit es sich um eine Beschäftigung zu einer Zeit
handelt in welcher der Antragsteller Beamter des
Reiches oder eines Bundesstaates oder ein mit Pen
sionsberechtigung angestellter Beamter eines Kommu
nalverbandes war oder in welcher er zu den Per
sonen des Soldatenstandes gehörte und dienstlich als
Arbeiter beschäftigt wurde

k foweit sich ergabt daß für die Beschäftigung kein
Lohn oder Gehalt oder nur freier Unterhalt gewährt
worden ist bei Betriebsbcamten Handlungsgehülfen
und Handlungslehrlingen aber auch insoweit als sich
ergiebt daß deren regelmäßiger Jahresarbeitsverdienst
an Lohn oder Gehalt den Betrag von 2000 Mark
jährlich überstiegen hat

Vorstehendes wird hiermit in Gemäßheit des Erlasses
des Herrn Regierungs Präsidenten vom 19 März 1890
öffentlich bekannt gemacht

Halle a S am 5 April 1890
Der Magistrat
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